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EG-BINNENMARKT

Mehr Marktwirtschaft für den 
Telel<ommunikationssel̂ or der EG
Joachim|Zietz, Kiel

Verglichen mit den USA oder Japan ist der Telekommunikationsbereich in der Bundesrepublik und in den 
meisten anderen EG-Ländern hochgradig reglementiert. Welche ökonomischen Konsequenzen hat dieser 
Sachverhalt? Sind Strukturveränderungen im EG-Telekommunikationssektor erforderlich?

Der Übergang zur postindustriellen Dienstleistungs­
und Informationsgesellschaft wird auch in Europa 

zunehmend zur Realität. Bereits seit geraumer Zeit ist 
offenbar, daß in der Industrie mehr und mehr Bereiche 
gegenüber der Konkurrenz aus den Schwellenländern 
wettbewerbsunfähig werden und Arbeitsplätze verloren­
gehen. Durch zunehmende Protektion wird zwar ver­
sucht, diesen Prozeß unter Inkaufnahme hoher gesamt­
wirtschaftlicher Kosten aufzuhalten oder zu verlangsa­
men, umkehren läßt sich die Entwicklung aber nicht, will 
sich Europa nicht langfristig von der Entwicklung des 
Wohlstands in der Welt abkoppeln und wirtschaftlich wie 
politisch zur Bedeutungslosigkeit herabsinken. Statt mit 
Protektion überholte Strukturen unter Inkaufnahme ho­
her finanzieller Kosten sowie gefährlicher Zeitverluste, 
die andere Länder gewinnbringend zum Ausbau Ihrer 
Position nutzen, künstlich am Leben zu erhalten, sollte 
versucht werden, den Strukturwandel hin zur Dienstlei­
stungsgesellschaft voranzutreiben. Nur so ist es mög­
lich, rechtzeitig in diesem Bereich genügend neue Ar­
beitsplätze zu schaffen, um diejenigen zu ersetzen, die 
in der Industrie bisher verlorengegangen sind bzw. in 
Zukunft noch verlorengehen.

Leider ist in den meisten Ländern Europas ein wichti­
ger, vielleicht der bedeutendste Sektor für diese Trans­
formation, der Bereich der Telekommunikation im weite­
ren Sinn, dem freien Spiel der Marktkräfte entzogen. An 
der entscheidenden Stelle der zukünftigen Informa­
tionsgesellschaft bestimmen statt dessen staatlich be­
stellte Bürokraten, was gut und sinnvoll ist. Welche wirt­
schaftlichen Konsequenzen es hat, wenn in dem für die 
Transformation zur Dienstleistungsgesellschaft zentra­

Dr. Joachim Zietz, 32, ist wissenschaftlicher Mitar­
beiter in der Abteilung Wachstum und Strukturpoli­
tik des Instituts für Weltwirtschaft an der Universi­
tät Kiel.

len Kernbereich die Marktwirtschaft durch Verstaatli­
chung und Rationierungswirtschaft ersetzt ist, wird im 
folgenden sowohl für den Waren- als auch für den 
Dienstleistungsbereich aufgezeigt.

Der Warenhandel mit Erzeugnissen der Telekommu­
nikationsindustrie wird innerhalb der EG durch eine Viel­
zahl von nichttarifären Handelshemmnissen behindert. 
Vielleicht am bedeutsamsten in dieser Hinsicht ist die 
Existenz von inländischen Beschaffungskartellen in fast 
allen EG-Ländern. Endgeräte und Anlagen fürs öffentli­
che Netz werden fast ausschließlich von etablierten Un­
ternehmen der inländischen Wirtschaft bezogen. Neu­
gegründete Unternehmen sowie ausländische Firmen 
kommen nur in Ausnahmefällen zum Zug'. Wie verfe­
stigt die Beschaffungsstrukturen der nationalen Fern­
meldemonopole sind, wird beispielhaft an der Tatsache 
deutlich, daß erst im Frühjahr 1986 nach mehrmaligen 
vergeblichen Anläufen der EG-Kommission der EG-Mi- 
nisterrat beschlossen hat, den nationalen Fernmelde­
monopolen zur Auflage zu machen, mindestens 10 % 
der Beschaffungen im Ausland zu tätigen.

Unabhängig vom national orientierten Beschaffungs­
wesen wird ein geregelter EG-weiter Warenaustausch 
im Bereich der Telekommunikation auch dadurch er­
schwert, daß in Europa kaum einheitliche Standards be­
stehen und die Zulassung zum Markt in vielen EG-Län­
dern sehr restriktiv gehandhabt wird. Fehlende gemein­
same Standards spielen insbesondere eine Rolle bei 
Netzanlagen mit ihren hohen Entwicklungskosten. Die 
Umrüstung auf andere Standards kann in diesem Be­
reich Mehrkosten erfordern, die bis zu 10% der ur­
sprünglichen Entwicklungsaufwendungen betragen^. 
Weitere unnötige Kosten entstehen dadurch, daß die

' Vgl. Monopolkommission: Die Rolle der Deutschen Bundespost im 
Fernmeldewesen, Sondergutachten 9, Baden-Baden 1981.

‘  Vgl. Handelsblatt vom 22. 8. 1984, Eigeninteressen hemmen Markt­
aufbau.
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Zulassung in einem EG-Land jeweils ein unabhängiges 
und zum Teil äußerst langwieriges Zulassungsverfahren 
erfordert. Die rechtmäßige Zulassung in einem EG- 
Land ist keinesfalls gleichbedeutend mit der Zulassung 
in einem anderen EG-Land. Eine darauf hinauslaufende 
Initiative der EG-Kommission für den Bereich der End­
geräte ist erst kürzlich am deutschen Einspruch ge­
scheitert. Demnach sind auch weiterhin zwölf verschie­
dene Tests und Zulassungsverfahren notwendig, um in 
der Gemeinschaft der Zwölf ein Produkt der Telekommu­
nikation verkaufen zu können.

Die Folgen

Die Folgen der europäischen Marktfragmentierung 
und -kartellierung für den Geräte- und Anlagenbereich 
sind unschwer auszumachen. Für die Telekommunika­
tionsteilnehmer, also für private Haushalte und Unter­
nehmen, äußert sich die fehlende Konkurrenz auf dem 
Endgerätemarkt im Bereich der Telekommunikation vor 
allem in drei Dingen:

□  einer relativ geringen Produktvielfalt,

□  langen Zeitverzögerungen bei der Einführung von In­
novationen und

□  überhöhten Miet- bzw. Anschaffungspreisen für End­
geräte.

Beispielhaft für die geringe Produktvielfalt bei Endge­
räten ist die Situation in der Bundesrepublik. Im Ver­
gleich zu der unüberschaubaren Vielfalt von Ge­
brauchsgütern etwa im Bereich der Unterhaltungselek­
tronik hat der Konsument bei Telefonen, technisch gese­
hen relativ einfachen Apparaten, minimale Wahlmög­
lichkeiten. Von einem von Konsumentenpräferenzen ge­
steuerten Markt wie in den Vereinigten Staaten mit ei­
nem wie bei Konsumgütern auf freien Märkten üblichen 
hohen Grad der Produktdifferenzierung kann nicht die 
Rede sein. Innovationen, wie beispielsweise Kombina­
tionen von Telefon, Telefonanrufbeantworter, speed dia- 
ler und Datenstation, schnurlose Telefone und vieles an­
dere mehr, werden entweder von der Post gar nicht auf 
den Markt gelassen oder aber erst mit jahrelanger Ver­
zögerung.

Die restriktive Zulassungspraxis sorgt dafür, daß sich 
die Miet- bzw. Kaufpreise von Geräten auf einem Niveau 
bewegen, das weit über dem Weltmarktpreis liegt. 
Einige Beispiele hierfür sind die schnurlosen Telefone, 
Telefonanrufbeantworter und Modems, bei denen die 
Preise ein Mehrfaches des Weltmarktpreises betragen®. 
Die hohen Kosten für Endgeräte stellen einen wichtigen 
Grund dar für die Tatsache, daß ihre Verbreitung pro 
Kopf der Bevölkerung in der EG zum Teil weit hinter der

WIRTSCHAFTSDIENST 1986/VIII

in den Vereinigten Staaten herhinkt. So stehen in Euro­
pas Wirtschaft nur halb so viele Telefone wie in den 
USA^. Modems und Telefonanrufbeantworter sind in Eu­
ropa im Vergleich zu den Vereinigten Staaten eher rar®. 
Die relativ geringe Ausstattung mit Geräten der Tele­
kommunikation kann beim Übergang zur Dienstlei­
stungsgesellschaft mit ihrem im Vergleich zur Industrie­
gesellschaft weitaus höheren Kommunikationsbedarf 
nur Nachteile mit sich bringen. Kontakte und Geschäfte 
kommen nicht zustande, die Produktivität ist geringer 
als möglich.

Negative Konsequenzen

Die europäische Marktfragmentierung im Telekom­
munikationsbereich hat darüber hinaus erhebliche ne­
gative Konsequenzen auf der Angebotsseite. So wer­
den im Bereich der Endgeräte Beschäftigungschancen, 
insbesondere für Klein- und Mittelbetriebe, vertan. Eine 
Vervielfachung der Nachfrage, wie sie bei einer Liberali­
sierung des Endgerätemarktes aufgrund der Erfahrun­
gen in den Vereinigten Staaten zu vermuten ist, würde 
neue bisher nicht nutzbare Marktchancen im Bereich 
des Spezialbedarfs auftun. Ferner wäre damit zu rech­
nen, daß die Verbindung von Computertechnologie und 
Telekommunikation endlich auch in Europa und speziell 
in der Bundesrepublik ungehindert und in vollem Um­
fang stattfinden könnte, so wie es in den Vereinigten 
Staaten, in Japan und bereits manchen Schwellenlän­
dern vorexerziert wird. Würde hier die Wirtschaft von 
den monopolistischen Fesseln der Fernmeldeverwal­
tungen befreit, dürfte sich zumindest langfristig die inter­
nationale Wettbewerbssituation europäischer bzw. 
deutscher Unternehmen in diesem Bereich verbessern.

Schließlich ist die Marktfragmentierung auf dem Tele­
kommunikationssektor in Europa verantwortlich für die 
Bindung beträchtlicher Ressourcen in wenig produkti­
ven Verwendungen. Dieses gilt insbesondere für den In­
vestitionsgüterbereich der Telekommunikationsindu­
strie, also den Bereich der Netzanlagen im weiteren 
Sinn. Die hohen Entwicklungskosten für Netzanlagen 
bedingen angesichts der abgeschirmten nationalen Ab­
satzmärkte und der damit meist einhergehenden relativ 
geringen Losgröße eine wesentliche Erhöhung der Ein­
standskosten für die Fernmeldemonopole. Die Beschaf­
fungskosten liegen in Westeuropa im Schnitt 60 bis 
100 % über denen in den USA®. Die zu beobachtende

® Vgl. J. Z i e t z :  Nichttarifäre Handelshemmnisse in der E G -D er Be­
reich derJelekommunikation, in: Die Weltwirtschaft 2 (1985), S. 149-165.

* Vgl. J. R o h w e r : The World on the Line, in: The Economist, 23.11.
1985.

* VgI.J. Z i e t z :  Nichttarifäre Handelshemmnisse. . ..a.a.O., S. 156 f. 

® VgI.J. R o h  w e r :  The World on the Line, a.a.O., S. 26.
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Kostenexplosion bei der Neuentwicklung von digitali­
sierten und computergesteuerten Netzanlagen läßt die 
wirtschaftlich vertretbare Minimalgröße des Absatz­
marktes zudem rapide anwachsen. In der Folge dieser 
Entwicklung erweisen sich die national abgeschotteten 
Märkte der einzelnen EG-Länder, auch der größeren 
wie der der Bundesrepublik, als zu klein, um die Ent­
wicklung der neusten Technologie für einzelne Unter­
nehmen wirtschaftlich vertretbar erscheinen zu lassen.

Angesichts dieser Situation haben sich nahezu alle 
EG-Länder dazu entschlossen, den eigenen Unterneh­
men mit Subventionen verschiedener Art unter die Arme 
zu greifen. Neuerdings folgt die EG diesen nationalen 
Beispielen und fördert im Rahmen des RACE-Pro- 
gramms Forschung und Entwicklung mit Milliardensum- 
men^. Daß derartige Subventionen bei entsprechender 
Marktgröße, also etwa bei Bestehen eines funktionie­
renden EG-Binnenmarktes, völlig unnötig wären, zeigt 
sich am Beispiel der Vereinigten Staaten. Hier existiert 
auch ohne staatliche Unterstützungszahlungen allein 
aufgrund der Dynamik eines großen integrierten Bin­
nenmarktes eine international voll konkurrenzfähige Te­
lekommunikationsindustrie. Statt Milliardenbeträge auf 
die Förderung von Forschung und Entwicklung im Rah­
men der gegenwärtigen ineffizienten Marktstrukturen 
zu verschwenden, sollte man in der EG verstärkt darauf 
bedacht sein, Wettbewerb im Rahmen eines freien Bin­
nenmarktes herzustellen.

Realisierung des Binnenmarktes

Ein solcher gemeinsamer Binnenmarkt für Geräte 
und Anlagen der Telekommunikation dürfte nur dann zu 
venwirklichen sein, wenn die Monopolstellung und Allzu­

'  RACE steht für „Research for Advanced Communications Technolo­
gies for Europe“ .

* Hierzu zählt in der Bundesrepublik beispielsweise das Fernmelde­
technische Zentralamt (FTZ) und das Zentralamt für die Zulassung im 
Fernmeldewesen (ZZF).

® Siehe dazu OECD: Telecommunications, Pressures and Policies for 
Change, Paris 1983, S. 95.

"> Vgl. für diesen Vorschlag A. B u s c h ,  A. G r o s s ,  C.-F L a a - 
s e r ,  R. S o l t w e d e l :  Deregulierungspotentiale in der Bundesre­
publik Deutschland, Kieler Studien, 202, Tübingen 1986. In Vorberei­
tung.

ständigkeit der gegenwärtigen Fernmeldeverwaltungen 
und der ihnen mehr oder weniger angegliederten Behör­
den® eingeschränkt wird. Eine Minimallösung könnte 
etwa darin bestehen, daß, wie von der EG-Kommission 
bereits vorgeschlagen, die Marktzulassung in einem 
EG-Land automatisch die Zulassung in jedem anderen 
Mitgliedsland einschließt. Alternativ könnte man sich 
vorstellen, daß die Zulassungsprüfung völlig losgelöst 
von den bestehenden Fernmeldeverwaltungen zentral 
für die gesamte EG durchgeführt wird. Auf diese Weise 
könnten EG-einheitliche Kriterien leichter Anwendung 
finden, als wenn jede Fernmeldeverwaltung weiterhin 
nach unterschiedlich strengen Maßstäben entscheidet. 
Zudem wäre es so wahrscheinlich leichter möglich, die 
gegenwärtig unnötig große Zahl von Prüfkriterien und 
-Standards auf ein absolutes Minimum zu beschränken.

Unabhängig davon, wer letztlich die Zulassungsprü­
fung durchführt, müßte zudem sichergestellt sein, daß 
die Zulassungsverfahren weniger kompliziert und zeit­
aufwendig gestaltet werden. Mit freiem Marktzugang ist 
es einfach nicht vereinbar, wenn Unternehmen mitunter 
Jahre auf eine Zulassung warten müssen®. Derartige 
Probleme würden nicht entstehen, wenn die Einzelzu­
lassung bei Endgeräten der Telekommunikation, ähn­
lich wie bei Radios und Fernsehapparaten auch, ganz 
abgeschafft würde. Zur Gewährleistung der Netzsicher­
heit könnte in diesem Fall auf die Möglichkeit der Pro­
duzentenhaftung zurückgegriffen werden'®.

Neben einer liberalen Zulassungspolitik schließt die 
Einführung von Marktwirtschaft auf dem Endgeräte­
markt ein, daß sämtliche Geräte von den potentiellen 
Nutzern auf dem freien Markt, im Kaufhaus oder im Spe­
zialgeschäft, zu erstehen sind. Ein Zwang, bestimmte 
Geräte von den Fernmeldeverwaltungen zu beziehen 
(per Miete oder Kauf), bestände dann nicht mehr Die 
Zuständigkeit der Fernmeldeverwaltung endete viel­
mehr sinnvollerweise an der Netzsteckdose. Alles an­
dere, der Anschluß von Endgeräten und die Verlegung 
von Leitungen in der Wohnung oder im Haus, würde 
dem Konsumenten oder von ihm beauftragten Fachleu­
ten obliegen. Natürlich schlösse eine derartige Liberali­
sierung auch ein, daß die Netzanschlußkosten ähnlich

Jahresbezugspreis
DM 80,-
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wie bei Strom völlig unabhängig davon sind, wieviele 
und welche Apparate angeschlossen sind oder tatsäch­
lich genutzt werden.

Netzanlagen

Läßt sich für den Endgerätemarkt mit den oben vorge­
schlagenen Strukturveränderungen relativ leicht mehr 
Marktwirtschaft venwirklichen, so erweist sich der Be­
reich der Netzanlagen in dieser Hinsicht als wesentlich 
komplexer. Zwar wird mit der Durchführung des jüng­
sten EG-Ministerratsbeschlusses, 10 % der Beschaf­
fungsaufträge der staatlichen Fernmeldebehörden ans 
Ausland zu vergeben, etwas Bewegung in die nationa­
len Beschaffungskartelle kommen, der Gesamteffekt 
dürfte aber eher vernachlässigbar bleiben, solange die 
unheilige Allianz von Postbürokratie und den inländi­
schen Großunternehmen nicht von Grund auf aufgebro­
chen wird. Durch eine Quotenregelung, wie sie jetzt vor­
gesehen ist, wird das kaum gelingen.

Ähnlich wie im Endgerätebereich kann auch bei Netz­
anlagen nur dann mehr Wettbewerb entstehen, wenn 
mehr als nur ein Nachfrager auf dem Markt erscheint. 
Für Netzanlagen hieße das konkret, daß in der EG pri­
vate Netzbetreiber vonnöten wären. Hier kann man 
etwa an unabhängige Mehrwertdienste oder Long-Di- 
stance-Telefongesellschaften denken, die in Konkur­
renz zu den bestehenden staatlichen Fernmeldeverwal­
tungen die Ortsnetze in der Gemeinschaft verbinden. 
Wie das Beispiel der Vereinigten Staaten zeigt, ist die 
von diesen Gesellschaften ausgehende Nachfrage 
nach Netzanlagen dem Umfang nach nicht unerheblich. 
Solange für diese privaten Gesellschaften das Gewinn­
prinzip gilt, ist zu vermuten, daß sie sich bei ihren Be­
schaffungen an dem angebotenen Kosten-Leistungs­
verhältnis der Anlagen orientieren und nicht an der Na­
tionalität der Anbieter oder ähnlichen außerhalb des 
Marktprinzips angesiedelten Verkaufsargumenten. Es 
sei angemerkt, daß eine Umwandlung der nationalen 
Fernmeldeverwaltungen in private Gesellschaften unter 
staatlicher Kartellaufsicht ähnliche Auswirkungen ha­
ben könnte.

Der Dienstleistungsbereich

Während der Wettbewerb bei Endgeräten und Netz­
anlagen durch Marktfragmentierung und Kartellierung 
innerhalb der EG stark eingeschränkt ist, ist ein EG-wei- 
ter Wettbewerb im Dienstleistungsbereich dank der ge­
setzlich abgesicherten Monopolstellung der Fernmelde­
verwaltungen in fast allen europäischen Ländern a 
priori ausgeschlossen. Die Folgen dieses Mangels an

Konkurrenz entsprechen denen, die üblicherweise mit 
einer monopolartigen Anreizstruktur auch in anderen 
Wirtschaftsbereichen in Verbindung gebracht werden.

So liegt das Niveau der Preise zum Teil weit über dem 
bei Wettbewerb. Den Konsumenten von Telekommuni­
kationsdiensten entstehen dadurch erhebliche finan­
zielle Mehrkosten bzw. Wohlfahrtsverluste. Nimmt man 
die nach der Deregulierung von AT&T in den Vereinigten 
Staaten herrschenden Telefongebühren für Ferngesprä­
che als Vergleichsmaßstab, so belaufen sich diese 
Wohlfahrtsverluste für die Bundesrepublik auf schät­
zungsweise 600 bis 700 Mill. DM pro Jahr allein bei Tele­
fonaten mit anderen EG-Ländern” . Der Wohlfahrtsver­
lust bei Ferngesprächen mit Ländern außerhalb der EG 
dürfte noch einmal rund eine halbe Milliarde DM pro 
Jahr erreichen, so daß allein bei Ferngesprächen mit 
dem Ausland den Telefonbenutzern Jahr für Jahr Wohl­
fahrtsverluste von mehr als einer Milliarde DM erwach­
sen. Für Ferngespräche im Inland dürften die Wohl­
fahrtsverluste kaum geringer sein.

Die Mehrkosten, die den Großteil derWohlfahrtsverlu- 
ste umfassen, lassen sich auch als spezifische Steuer 
auf Ferngespräche interpretieren. Unterstellt man, daß 
Kommunikation in einer Dienstleistungsgesellschaft 
mehr und mehr zu einem eigenständigen Produktions­
faktor wird, bedeutet die Existenz einer solchen Steuer 
eine erhebliche Benachteiligung der inländischen Unter­
nehmen gegenüber Konkurrenzunternehmen in ande­
ren Ländern wie den USA, die einer solchen Steuer 
nicht unterworfen sind. Zum anderen werden im Inland 
kommunikationsintensive Unternehmen, also vor allem 
Dienstleistungsunternehmen, gegenüber solchen mit 
geringerem Kommunikationsbedarf, zum Beispiel der 
Industrie, benachteiligt.

Auch das für einen funktionierenden Binnenmarkt ty­
pische Prinzip der Angleichung der Preise für gleiche 
Güter und Dienste ist in der EG aufgehoben. So existie­
ren erhebliche Preisunterschiede für innereuropäische 
Ferngespräche in Abhängigkeit davon, ob der Anruf von 
Land A oder B ausgeht. Für ein Fünf-Minuten-Gespräch 
von Den Haag nach Rom oder von Kopenhagen nach 
Brüssel ist beispielsweise weniger als die Hälfte zu zah­
len als für ein Gespräch in die jeweils andere Richtung'*. 
Ähnliches gilt für andere Dienstleistungen, beispiels­
weise für Mietleitungen zum internationalen Daten­
transfer. So lohnt es sich beispielsweise für deutsche 
Unternehmen, beim Datentransfer nach Japan den Um­
weg über England oder Frankreich in Kauf zu nehmen’®.

"  Vgl. dazu die ausführliche Darstellung in J. Z i e t z :  Nichttarifäre 
Handelshemmnisse. . . ,  a.a.O.

Vgl. dazu die Studie vom Bureau Europeen des Unions de Consom­
mateurs: Telephoning in Europe, BEUC/113/85, Brüssel, 17.6.1985, Ta­
belle 11.
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Bedeutung der Preise

Die von den Fernmeldeverwaltungen in der EG für 
Dienstleistungen geforderten Preise orientieren sich 
kaum oder nicht an den entstehenden Kosten. Zw/ar die­
nen sie dem Ideal nach der Erreichung eines ganzen 
Bündels von wirtschaftlichen, sozialen und 
gesellschaftspolitischen Zielen. Da diese Ziele aber oft 
miteinander in Widerspruch stehen, verwundert es 
nicht, daß die Preisgestaltung eher das Ergebnis einer 
Zufallsauswahl als das rationaler wirtschaftlicher Über­
legungen zu sein scheint. Dementsprechend ergeben 
sich zum Teil erstaunliche Auswirkungen. Das gilt etwa 
für die Verteilungswirkung der internen Subventionie­
rung von Brief- und Paketdienst durch den Bereich der 
Telekommunikation, wie er in fast allen europäischen 
Ländern durchgeführt wird.

Die mit dieser internen Subventionierung einherge­
hende Preisverzerrung führt für die Bundesrepublik bei­
spielsweise zu der Situation, daß Wirtschaft und Ven«al- 
tung, die die gelbe Post im Gegensatz zum Telefon um 
ein Mehrfaches häufiger in Anspruch nehmen als die pri­
vaten Haushalte, durch diese über die Telefongebühren 
subventioniert werden'“*. Die vielfach vorgebrachte 
These, daß nicht kostengerechte Preise den wirtschaft­
lich Schwachen dienen, wird damit ad absurdum ge­
führt. Diese Schlußfolgerung wird eindrucksvoll bestä­
tigt durch eine Analyse der Konsumstruktur der privaten 
Haushalte nach Einkommensklassen'®. So läßt sich 
feststellen, daß die zu teuren Ferngespräche keines­
wegs vorwiegend von den wohlhabenden Bevölke­
rungsgruppen geführt werden, während die ärmeren 
Schichten überproportional die zu billigen Ortsgesprä­
che und Briefe nutzen. Vielmehr unterscheidet sich die 
Nachfragestruktur nach Dienstleistungen zur Nachrich­
tenübermittlung zwischen den Einkommensgruppen 
praktisch nicht. Auf der anderen Seite aber ist der Anteil 
der Ausgaben für Nachrichtenübermittlung an den Ge­
samtausgaben bei den geringverdienenden Haushal­
ten deutlich höher als bei den besser verdienenden 
Haushalten.

Preise erfüllen in einer Marktwirtschaft die zentrale 
Funktion des Knappheitsindikators und lenken damit In­
vestitionen in die wirtschaftlich am höchsten bewerteten 
Verwendungen. Diese Allokationsfunktion der Preise ist

Vgl. A. B u s c h :  Die Gebührenpolitik der Deutschen Bundespost 
im Telekommunikationssektor auf dem Prüfstand, in: Die Weltwirtschaft, 
1 (1986). In Vorbereitung.

”  Vgl. dazu w. H a h n ,  R. R a t z e n b e r g e r :  Verteilungswirkun­
gen interner Subventionierung der Öeutschen Bundespost, in: Ifo- 
Schnelldienst. Bd. 37,19 (1984), S. 13-25.

® Vgl. A. B u s c h :  Die Gebührenpolitik. . . ,  a.a.O.

“  Vgl. K. M a n e y :  Small FirmsJoin Roll Call for Toll Calls, in: USA To­
day, 22.3.1986.
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im Telekommunikationssektor der EG weitgehend au­
ßer Kraft gesetzt. Statt dessen stützen sich die staatli­
chen Fernmeldeverwaltungen bei ihrer Investitionspoli­
tik auf höchst dubiose Bedarfsschätzungen. Auf deren 
Basis befinden dann Bürokraten darüber, wo und wie­
viel investiert wird. Die Folgen ähneln denen jeder staat­
lichen Investitionslenkung. Die Höhe und Struktur der 
Investitionen bemißt sich nach Maßstäben, die nichts 
mit wirtschaftlichen Optimalitätskriterien zu tun haben. 
Optimale Kapazitäten stellen sich nur per Zufall ein.

Defizite

Ein Beispiel für ein eklatantes Mißverhältnis zwischen 
vorhandener Kapazität und latenter Nachfrage ist die 
Netzkapazität im Telefonbereich der Bundesrepublik. 
Trotz überhöhter Telefongebühren ist das Besetztzei­
chen eines der Hauptärgernisse jedes Vieltelefonierers. 
Obwohl die Nutzung des Telefons in den Vereinigten 
Staaten pro Kopf der Bevölkerung etwa das Fünffache 
der der Bundesrepublik beträgt, sind ständige Netzüber­
lastungen, wie in der Bundesrepublik seit Jahr und Tag 
üblich, weitgehend unbekannt. Interessant ist auch, daß 
für den Zeitraum von 1984 bis 1990, also in den ersten 
sechs Jahren nach der Entflechtung von AT&T, für die 
USA eine Versiebenfachung der Ferngesprächskapazi­
täten prognostiziert wird'®, und das ausgehend von ei­
ner Kapazität, die bereits zum Ausgangszeitpunkt über 
der der Bundesrepublik lag. In der Bundesrepublik, wie 
auch anderenorts in Europa, wird offenbar die erhebli­
che Qualitätseinbuße beim Telefondienst, die durch die 
Rationierung per Warteschlange erfolgt, ohne Wider­
stand, quasi als höhere Gewalt, von den Telefonbenut­
zern hingenommen.

Freier Wettbewerb fördert Innovationen. Da im Dienst­
leistungsbereich des Telekommunikationssektors in den 
meisten EG-Ländern der Wettbewerb ausgesetzt ist, ist 
zu vermuten, daß im Vergleich zu einem wettbewerblich 
organisierten Markt wie in den Vereinigten Staaten ein 
erhebliches Defizit an Dienstleistungen existiert. Diese 
Hypothese wird von der Wirklichkeit bestätigt. Viele 
Dienste sind entweder überhaupt nicht verfügbar, zum 
Beispiel Airphone, R-Gespräche, Kreditkartentelefo­
nate, WATS (Wide Area Telecommunications Service) 
sowie eine Vielzahl von Mehrwertdiensten, oder sie wer­
den erst mit mehrjähriger Verspätung und zu überhöh­
ten Kosten eingeführt, wie zum Beispiel Service 130, 
Cellular Mobile Phones, Videokonferenzen und Tonruf.

Für die Gesamtwirtschaft bedeutet das relativ geringe 
Angebot an Dienstleistungen im Telekommunikations­
bereich, insbesondere in Verbindung mit überhöhten 
Preisen, eine potentielle Gefährdung der internationa­
len Wettbewerbsfähigkeit. Das gilt vor allem für die Wirt­
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schaftsbereiche, die Kommunilotionsdienste ver­
gleichsweise stark in Anspruch nehmen, also zum Bei­
spiel Versicherungen und Banken. So kann es nicht ver­
wundern, wenn entsprechende Unternehmen teilweise 
oder ganz in Länder abwandern, die in dieser Hinsicht 
bessere Bedingungen bieten. Beispiele dafür sind etwa 
die amerikanischen Großbanken Bank America und Citi- 
corp, die ihre Telekommunikationszentralen von 
Deutschland nach England verlegt haben'^, oder Pana­
sonic, das sein Datenübertragungszentrum von Ham­
burg nach London verlagert hat'®.

Aufhebung der Monopole

Um Wettbewerb im Dienstleistungssektorder EG her­
zustellen, sind die in fast allen Ländern zu findenden 
Fernmeldemonopole einzuschränken oder ganz aufzu­
heben. Die Liberalisierung, wie sie in den USA und zum 
Teil in Großbritannien und Japan durchgeführt wird, 
kann dabei ein Anhaltspunkt sein.

Ein erster wichtiger Schritt hin zur Liberalisierung 
wäre die Umwandlung jedes europäischen Netzmono­
polisten in eine oder unter Umständen mehrere private 
Gesellschaften. Zwar hätten diese Gesellschaft mit dem 
Verfügungsrecht über die bestehenden lokalen Netze 
regionalen Charakter, dennoch ist eine Konkurrenz un­
ter ihnen in jeder Hinsicht, vor allem natürlich im Fernge­
sprächsbereich, vorzusehen'®. Zur Sicherstellung die­
ses Wettbewerbs wäre eine Kartellaufsichtsbehörde auf 
EG-Ebene zu errichten. Liberalisierung im Rahmen die­
ser veränderten Struktur könnte ferner einschließen, 
daß eine Umgehung des Dienstangebots der Regional­
gesellschaften (Bypass) grundsätzlich zugelassen wird. 
Eine solche Liberalisierung müßte es Privatunterneh­
men erlauben, von den regionalen Gesellschaften an­
gemietete Leitungskapazitäten frei zu nutzen.

Freie Nutzung schließt dabei im Gegensatz zur ge­
genwärtigen Praxis die [Möglichkeit ein, die Leitungska­
pazitäten für jede Art von Dienstleistung einzusetzen, 
sei es im Rahmen eines f\/lehrwertdienstes oder sei es 
zur Verbindung bestehender lokaler Netze durch eine 
Long-Distance-Telefongesellschaft amerikanischen Mu­
sters. Um überhaupt Konkurrenz auf einem solchen 
Markt entstehen zu lassen, müßten die regionalen Fern­
meldegesellschaften dazu verpflichtet werden, alle 
freien Leitungskapazitäten zu verkaufen. Gleichzeitig

”  Vgl.J. R o h  w e r :  The World on the Line, a.a.O.

Vgl. Handelsblatt vom 8.4.1986, Post bremst deutsche Wettbewerbs­
fähigkeit.

Aufgaben wie der Brief- und Paketdienst, die gegenwärtig ebenfalls 
von den öffentlichen Monopolen wahrgenommen werden, würden folge­
richtig vom Telekommunikationsbereich abgekoppelt und als eigenstän­
dige Unternehmen in Konkurrenz zu privaten Kurierdiensten weiterge­
führt.

wären zumindest für einen Übergangszeitraum, bis ge­
nügend neue Kapazität entstanden ist, volumenabhän­
gige Tarife für Mietleitungen zu verbieten, um damit ei­
nen Blockadetarif durch die regionalen Gesellschaften 
zu verhindern.

Da die gegenwärtige Netzkapazität dem Nachfrage­
schub im Anschluß an eine Liberalisierung kaum ge­
wachsen wäre, schlösse die Nutzungsliberalisierung 
zwangsläufig die Zulassung von Bypass-Leitungsnet­
zen ein, d. h. den Aufbau und den Betrieb neuer Netzka­
pazitäten, sei es per Kabel, Richtfunk oder per Satellit. 
Grundsätzlich wären dabei lokale Netze, etwa im Ge­
schäftszentrum der Großstädte, genauso zuzulassen 
wie Netzverbindungen zwischen bestehenden lokalen 
Netzen. Um die Konkurrenz von Parallelnetzen zu er­
möglichen, wären die regionalen Gesellschaften dazu 
zu verpflichten, jedes Konkurrenzunternehmen gegen 
die Bezahlung einer bestimmten Gebühr ans eigene 
Netz anzuschließen und sie mit der gleichen Qualität 
der Verbindung zu versorgen. Die Festsetzung dieser 
Gebühren wie auch anderer Einzelheiten wettbewerbli­
cher Art wäre von der schon erwähnten eurpäischen 
Kartellbehörde je nach der tatsächlichen Konkurrenzsi­
tuation zu entscheiden.

Durchsetzungschancen

Fragt man nach den Chancen für die Durchsetzung 
der obigen Vorschläge in Europa, so ist eher Pessimis­
mus angebracht. Das liegt vor allem daran, daß die po­
tentiellen Verlierer einer Liberalisierung zusammenge­
nommen eine nur schwer zu erschütternde Phalanx bil­
den. Das Beispiel der Bundesrepublik mag das Problem 
verdeutlichen. Nutznießer der gegenwärtigen Monopol­
situation sind sowohl die Regierung aufgrund der hohen 
jährlichen Transfers der Post an den Staatshaushalt als 
auch die Arbeitnehmer der Post, die einen Teil der Mono­
polrente in Form von vorteilhaften Arbeitsbedingungen 
abschöpfen, und die gegenwärtigen Zulieferer der Post, 
die ihren Teil der Monopolrente in Form von überhöhten 
Preisen erhalten.

Auf der anderen Seite sind die potentiellen Nutznie­
ßer einer Liberalisierung, also die Nachfrager von Gerä­
ten und Diensten der Telekommunikation sowie noch zu 
gründende Unternehmen und deren Mitarbeiter in die­
sem Bereich, bisher kaum über den möglichen Nutzen 
einer Liberalisierung informiert. Dementsprechend ge­
ring ist der Druck auf die politischen Entscheidungsträ­
ger im Hinblick auf eine Auflockerung des Postmono­
pols im Telekommunikationsbereich. Diese Situation 
könnte sich vielleicht dann ändern, wenn die Medien 
dem Thema Liberalisierung mehr Aufmerksamkeit 
schenken würden.
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